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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Abschrift 


Bonn, den 24. Oktober 1952 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Ministerpräsident Kopf 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 94. Sitzung 
am 24. Oktober 1952 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 9. Oktober 1952 verabschiedeten 

Gesetzes zur Ergänzung und Abänderung des 
Gesetzes über denVerkehr mit Milch, Milcher- 
zeugnissen und Fetten (Milch- und Fettgesetz) 
- Nrn. 2964, 3607 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden Gründen 
cinberufen wird. 

gez. Dr. Reinhold Maier 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Bonn, den 24. Oktober 1952 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 10. Oktober 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Reinhold Maier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Aiiein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



BUNDESRAT 


Anlage 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und Abänderung des Gesetzes über den 
Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und Fettgesetz) 


1. In Artikel 1 Nr. 6 erhält § 7 Abs. 1 Satz 
1 letzter Satzteil folgende Fassung: 

. . sofern eine solche Änderung oder 
Aufhebung im Interesse der Allgemein- 
heit oder, sovreit keine schwerwiegen- 
den Allgemeininteressen entgegenste- 
hen, eines oder mehrerer Beteiligten ge- 
boten erscheint. “ 

Begründung: 

In der Debatte über die Novelle im Ple- 
num und in den Ausschüssen des Bundes- 
tages kam mehrfach zum Ausdruck, daß 
den Interessen des Einzelnen bei Entschei- 
dungen nach § 7 des Gesetzes in stärkerem 
Maße als bisher Rechnung getragen wer- 
den soll, sie aber dennoch gegenüber denen 
der Gesamtheit letztlich zurückzustehen 
haben. Die Neufassung des § 7 Abs. 1 
Satz 1 stellt Einzelinteresse und Allge- 
meininteresse gleichrangig nebeneinander. 

Dies hätte zur Folge, daß ohne Rücksicht 
auf die allgemeinen milchwirtschaftlichen 
Belange jedem Anträge stattgegeben wer- 
den müßte, wenn der Antragsteller nur 
dartut, daß sein Antrag seinem Eigen- 
intercsse entspricht. Dem Anträge müßte 
also auch dann entsprochen werden, wenn 
die allgemeine Zielsetzung des Gesetzes 
(Sicherung der Erzeugung und der Ver- 
sorgung, Förderung und Erhaltung der 
Güte und Preisstabilität für Erzeuger und 
Verbraucher) durch die beantragte Maß- 
nahme gefährdet werden würde. 


Es muß daher durch die vorgesehene Än- 
derung sichergestellt werden, daß privat- 
wirtschaftliche Einzelinteressen bei den 
Entscheidungen nach § 7 dann nicht den 
Ausschlag geben, wenn die beantragte 
Maßnahme schwerwiegende allgemeinwirt- 
schaftliche Nachteile mit sich bringen 
würde. Mit dieser Regelung wird der Er- 
messensspielraum der Verwaltungsbehör- 
den gegenüber der bisherigen Fassung des 
§ 7 maßgeblich eingeschränkt, wobei weiter 
zu berücksichtigen ist, daß die Behörden 
bei ihren Entscheidungen nach § 7 Satz 2 
ohnehin die Grundsätze eines gesunden 
Wettbewerbs zu beachten haben. 

2. In Artikel 1 Nr. 9 werden in § 1 1 Abs. 2 
Satz 1 die Worte: 

. bis zu 1 Dpf. je Kilogramm . . .“ 
gestrichen. 

Begründung: 

Wie sich aus § 1 1 Abs. 2 Satz 4 ergibt, 
sind die obersten Landesbehörden berech- 
tigt, auch Ausgleichsabgaben zu einem hö- 
heren Satz als einem Dpf. je Kilogramm 
zu erheben, mögen sic hierbei auch an die 
Zustimmung des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ge- 
bunden sein. Die Begrenzung der Aus- 
gleichsabgabe in § 11 Abs. 2 Satz 1 auf 
höchstens 1 Dpf. je Kilogramm beruht da- 
her auf einem offensichtlichen Redaktions- 
versehen. 



